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Der Krieg in der Ukraine nimmt immer mehr der fürchterlichen Merkmale des Ersten Weltkriegs an.
Die Masse an eingesetzter Artillerie, Panzern, Drohnen, Munition und sonstiger militärischer
Ausrüstung frisst ganze Industrieproduktionen auf. Ganz zu schweigen von den Soldat:innen, die zu
zehntausenden im Stellungskrieg zermürbt, verwundet, getötet oder in der Schlacht um Bachmut
wie einst in Verdun für kleinste Geländegewinne zu tausenden geopfert werden. Ganz zu schweigen
von den zahlreichen Zivilist:innen, die ums Leben kamen.

Kriegsindustrie

Auch die „Munitionskrise“ erinnert an eine ähnliche Entwicklung 1915, als die Produktion nicht
mehr mit dem Bedarf der „industriellen Kriegsführung“ Schritt halten konnte. An die 6.000
Artilleriegeschosse, die alleine die Ukraine am Tag verbraucht, führten im Februar zu
Berechnungen, dass dem Land im Mai die Munition ausgehen könnte – und zwar, obwohl ihre
westlichen Verbündeten schon liefern, was sie haben, sondern weil der Bedarf am Rande der
Produktionskapazität selbst der USA liegt.

Dies führte dazu, dass für bestimmte Munitionsarten nicht nur eine Vervielfachung der Produktion
stattfindet, sondern dass ganze neue Werke errichtet werden. Während dies für die USA oder
Deutschland bekannt ist, gilt dies für die Art und Weise, wie Russland seine Munitions- und
Waffenproduktionsengpässe löst, weniger. Jedenfalls hat das Land schon aufgrund des westlichen
Sanktionsregimes längst auf Kriegsökonomie umgestellt bzw. dürfte, auf welchen Wegen auch
immer, aus Zentralasien, China, Nordkorea oder dem Iran Nachschub erhalten.

Diese Art der „konventionellen“ Kriegsführung, die auf einer sich ständig steigernden industriellen
Nachschubproduktion und gleichzeitig immer mehr modernster Waffentechnologie beruht (z. B. was
Informations- und elektronische Steuerungstechnologie betrifft), macht diesen Krieg zu etwas
anderem als die meisten militärischen Auseinandersetzungen, die wir seit 1945 kennen. Die Art der
industriellen Kriegsführung gleicht tatsächlich mehr der globalen Konfrontation von
imperialistischen Armeen und unterscheidet sich deutlich von anderen Kriegen zwischen einer
imperialistischen Macht und einer Halbkolonie (z. B. USA – Irak).

Dies deutet auf den schon vielfach besprochenen vielschichtigen Charakter des Ukrainekrieges hin.
Ohne Zweifel begann er mit dem imperialistischen Überfall Russlands, gegen den sich die Ukraine
zu Recht verteidigt, gegen den sich auch die Masse der Arbeiter:innen und Bauern/Bäuerinnen mit
Recht zur Wehr setzt.

Vorgeschichte

Andererseits hatte der Krieg eine lange Vorgeschichte, die sich im Kontext einer immer mehr
zuspitzenden Konfrontation neu sich bildender Blöcke imperialistischer Großmächte abspielte –
ähnlich wie der Balkan am Vorabend des Ersten Weltkriegs. Die schwächer werdende Hegemonie
der USA über die imperialistische Weltordnung wird spätestens seit der Weltwirtschaftskrise von
2008/2009 vom Aufstieg Chinas herausgefordert. Russland und die EU-Großmächte versuchten, sich
zunächst dazwischen aufzustellen, wurden aber immer mehr in Richtung USA bzw. China gedrängt –
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nicht zuletzt durch die Frage der Blockbindung der Ukraine.

Diese schwankte nach dem Ende der Sowjetunion zwischen Aufrechterhaltung der ökonomischen,
kulturellen und politischen Verbindungen zu Russland und einer Orientierung Richtung EU und
NATO. Mit der „Euro-Maidan-Bewegung“ und dem Sturz des eher prorussischen Präsidenten
Janukowytsch war dies jedoch innenpolitisch gegen Russland entschieden. Andererseits ist die
Ukraine in ihren bestehenden Grenzen ein relativ junges Gebilde, ein Vielvölkerstaat mit vielen
Minderheiten und umstrittenen Grenzen – aber mit einer nationalistischen Elite an der Macht, die
von einer eindeutigen nationalen Identität gerade in diesen Grenzen träumt.

Der Konflikt mit den Minderheiten war vorprogrammiert und ließ sich von Russland, gerade was die
ethnischen oder sprachlichen russischen Minderheiten auf der Krim und im (Süd-)Osten der Ukraine
betrifft, leicht ausnützen. Auf die Annexion der Krim und die Assimilierung der 2015 gebildeten
„Volksrepubliken“ Donezk und Luhansk muss hier nicht weiter eingegangen werden. Andererseits
begannen vor allem die USA und Britannien mit einem massiven Aufrüstungs- und
Ausbildungsprogramm in der Ukraine, das aus der maroden ukrainischen Armee, die zunächst
gegen die zusammengeschusterten Verbände der „Volksrepubliken“ nur mit Hilfe von extrem
nationalistischen Freiwilligenverbänden bestehen konnte, eine tatsächlich starke und moderne
Streitmacht formte.

Die Versuche der EU, insbesondere von Frankreich und Deutschland, mit den Minsker Abkommen
einen Ausgleich zustande zu bringen, indem etwa Autonomie und Minderheitenrechte zu einer
Lösung der Grenzkonflikte hätten führen können, wurden von den USA, der Ukraine und den
nationalistischen Hardliner:innen sowohl in Russland als auch in den Volksrepubliken von
vornherein torpediert. Seit 2015 schwelte so ein mehr oder weniger lauwarmer Krieg entlang der
Demarkationslinien. Mit der Erstarkung der ukrainischen Armee und der aufgrund der
wirtschaftlichen Probleme immer stärker werdenden Abhängigkeit der Ukraine vom Westen war für
den russischen Imperialismus klar, dass es nur noch ein geringes Zeitfenster gab, um die Ukraine
nicht gänzlich aus ihrem Einflussgebiet zu verlieren.

USA und China

Gleichzeitig führte die wachsende ökonomische „Eindämmungspolitik“ der USA gegenüber China
(Zölle, Investitionsbeschränkungen, Technologie-Exportverbote, Maßnahmen gegen bestimmte
chinesische Großkonzerne etc.) dazu, dass auch dieses in eine wachsende Konfrontation mit „dem
Westen“ gerät, der es und Russland vermehrt in die Ecke der „antidemokratischen
Revisionist:innen“ stellt. Das führte nicht nur zu einer weiteren Annäherung dieser beiden Staaten,
sondern auch zu einer Art neuer Blockbildung, die sich seit dem Ukrainekrieg auch mehr und mehr
verdeutlicht.

Sowohl die Rückendeckung aus Peking (Staatsbesuch während der Olympischen Spiele) als auch die
vermeintliche Schwäche der USA im Zusammenhang mit dem Rückzug aus Afghanistan führten die
russische Führung wohl zum Fehlschluss, dass ein Blitzkrieg gegen die Ukraine eine machbare
Sache wäre, die dann bald zu einer Hinnahme der „Macht des Faktischen“ auch im Westen führen
würde. Bekanntlich ging das gründlich schief. Die ukrainische Armee erwies sich als sehr viel
stärker, die russische Kampfkraft als sehr viel schwächer, als viele vorher vermutet hatten. Dies
führte nicht nur zu einem schnellen Scheitern der „Blitzkriegs“strategie, sondern auch zu einer
stärkeren Einigkeit im „westlichen Lager“, insbesondere was das Ausmaß der ökonomischen
Sanktionen auch in Bezug auf Energielieferungen betraf, als dies wohl Russland und China erwartet
hatten. Inzwischen wurde die Ukraine mit einem beständigen Strom an militärischen Lieferungen
und Krediten aus dem Westen bedacht, die im ersten Kriegsjahr in etwa die Höhe eines
Vorkriegsbruttosozialprodukts des Landes ausmachen. Obwohl die Ukraine mit ihren an sich



schwachen Finanz- und Waffenproduktionskapazitäten dem russischen Militärkomplex um ein
Vielfaches unterlegen wäre, kann sie so standhalten und sogar von Zeit zu Zeit effektive
Gegenoffensiven starten.

Verschiedene Charaktere

Mit der wachsenden Abhängigkeit von westlichen Waffen- und Munitionslieferungen wie auch
ökonomischer „Hilfe“ wird der Charakter des berechtigten nationalen Verteidigungskrieges von
Seiten der Ukraine immer deutlicher von dem eines Stellvertreterkrieges zwischen den Blöcken der
Großmächte überlagert. Wir haben es mit einer Verquickung zweier Kriege zu tun.

Der Aspekt der innerimperialistischen Konkurrenz drückt sich dabei nicht nur in dem immer
furchtbarer werdenden Ausmaß an Vernichtung von Menschen und Material aus, sondern auch
darin, dass die Perspektive der Ukraine in jedem Fall immer prekärer wird. Auch im Fall eines
militärischen Erfolges wäre nicht nur das Ausmaß der Zerstörungen für eine tatsächlich
unabhängige, sich selbständig entwickelnde Ukraine eine kaum zu meisternde Bürde, sondern
kommen die westlichen „Hilfen“ mit einem Preis. Rund um den letzten Megakredit (17 Milliarden
US-Dollar) des Internationalen Währungsfonds (IWF) im März wurde sehr offen davon gesprochen,
dass dieser die zentrale Institution der wirtschaftlichen Neugestaltung der Ukraine sein wird – mit
allen bekannten Folgen vor allem für die Arbeiter:innen und die arme Landbevölkerung (so wie sich
dies schon in den extrem neoliberalen Arbeitsrechtsänderungen der Regierung Selenskyj erkennen
lässt). Eine „siegreiche“ Ukraine wird unter diesen Bedingungen ihre Rohstoffe und ihren wertvollen
Agrarsektor an ausländische Investor:innen verscherbeln, vor allem aber ihre Arbeiter:innenklasse
noch mehr als bisher schon als billiges Ausbeutungsmaterial für westliche Konzerne bereitstellen
müssen.

Die ukrainischen Arbeiter:innen und Bauern/Bäuerinnen müssen daher vor jeglichen Illusionen in
ihre „westlichen Wohltäter:innen“ und ihr Stellvertreterregime in Kiew gewarnt werden. Natürlich
bildet für sie derzeit die Bedrohung durch die russische Mordmaschinerie und die mögliche
nationale Unterjochung die unmittelbare Gefahr. Doch sollten sie sich schon jetzt so weit wie
möglich unabhängig organisieren und für eine Auseinandersetzung mit den westlichen
Ausbeuter:innen und den prowestlichen Oligarch:innen und der Regierung wappnen.

Getreu der Lenin’schen Position zum Kampf in Halbkolonien gegen imperialistische Aggression
erkennen wir daher die Legitimität des Kampfes der Arbeiter:innen und Bauern/Bäuerinnen gegen
die Invasion an – trotz des Charakters seiner Führung. Ob dies in Verbänden der ukrainischen
Armee, der territorialen Selbstverteidigung oder eigenen Milizen geschieht, ist eine Frage der
konkreten Umstände (mit Ausnahme natürlich von faschistischen oder extrem nationalistischen
Einheiten). Natürlich sind wir auch dafür, jegliche Waffen anzunehmen und einzusetzen, die man
erhalten kann.

Gleichzeitig müssen immer die eigentlichen reaktionären Ziele der eigenen Führung und ihrer
Hinterleute in den westlichen Regierungen offengelegt und kritisiert werden. Insbesondere fordern
wir mit den ukrainischen Arbeiter:innen und Bauern/Bäuerinnen die Streichung aller Schulden, die
aus den westlichen „Hilfen“ entstanden sind, die Offenlegung aller Pläne für die Nachkriegsordnung
von IWF & Co und die Kontrolle Ersterer über Waffen und die knappen wirtschaftlichen Ressourcen.
Dies kann ohne Konflikt mit den Herrschenden nicht abgehen. Daher treten wir für die Bildung
demokratisch gewählter Komitees der Arbeiter:innen, Soldat:innen und Bauern/Bäuerinnen ein. Dies
kann auch den Beginn markieren, dass aus der nationalen Selbstverteidigung gegen den russischen
Imperialismus ein Kampf um ein auch von westlicher Ausbeutung befreites Land unter der
wirklichen Demokratie der arbeitenden Bevölkerung wird.



Ausverkauf

Dies ist umso wichtiger, als ein Ausverkauf des Kampfes der Ukrainer:innen immer wahrscheinlicher
wird. Abgesehen von den menschlichen Kosten des fortgesetzten Abnutzungskrieges sind es für die
westlichen Imperialist:innen vielmehr die ökonomischen Folgen, die auf ein Ende des Krieges
drängen. Die Belastungen einer sich ständig steigernden Kriegsökonomie, die auch Tendenzen zur
weltweiten Verstetigung der Inflation verstärkt, aber auch die Folgen für die Weltwirtschaft durch
die Belastungen der Blockbildung z. B. für Lieferketten und den Energiemarkt gemahnen zu einer
Lösung.

Dass der Generalstabschef der USA für „realistische Kriegsziele“ plädiert, hängt wohl damit
zusammen, dass das Pentagon auch noch für andere Konfliktherde Ressourcen braucht, nicht zuletzt
mit China – und auch die notwendige Haushaltseinigung mit der republikanischen Mehrheit im
Repräsentantenhaus nicht unbegrenzte Mittel für den Ukrainekrieg verheißt. Nicht erst seit den US-
Geheimdienstleaks ist klar, dass die Vereinigten Staaten nicht nur sporadische Hilfe in der
elektronischen und informationstechnischen Kriegsführung liefern, sondern dabei auch
beträchtliche operationelle Kräfte aus dem „Tagesgeschäft“ im Einsatz sind.

Zugleich hegen sie kein Interesse, in eine direkte Konfrontation mit Russland über den NATO-Artikel
zu geraten bzw. gar den Einsatz nuklearer Waffen zu riskieren. Angesichts der logistischen
Probleme, z. B. im Munitionsbereich, ist es durchaus wahrscheinlich, dass die Ukraine in den
nächsten Monaten zu einer Form der Beendigung des Krieges gedrängt wird. Insofern ist zu
erklären, welche Bedeutung der wohl kommenden „Frühjahrsoffensive“ beigemessen wird, sowohl
von ukrainischer Seite wie von den westlichen Verbündeten. Es geht wohl darum, vor einem
möglichen Waffenstillstand und kommenden Verhandlungen noch so viel Boden wie möglich
gutzumachen (wahrscheinlich im Südosten) und Russland sowenig wie möglich an „Erfolg“ zu
lassen. Klar ist, dass dabei letztlich ein „Frieden“ herauskommt, der weit davon entfernt sein wird,
die Frage der Selbstbestimmung im Südosten und auf der Krim demokratisch zu lösen – und eine
weitere Ausdehnung der NATO bedeuten wird. Eine freie und unabhängige Ukraine sieht so
jedenfalls nicht aus.

Daher müssen wir hier im Westen die Kriegsziele unserer Herrschenden hinter der Fassade des
„Kampfes um die Demokratie“ und für eine „freie Ukraine“ kritisieren und bekämpfen. Das Ziel  ist
die Stärkung der eigenen Großmachtinteressen in Washington, London, Berlin oder Paris. Und das
schließt den Ausverkauf der ukrainischen Reichtümer und die unbeschränkte Ausbeutbarkeit der
ukrainischen Arbeiter:innen, die jetzt schon Billigarbeitskräfte im Pflegebereich in Masse stellen
bzw. in osteuropäischen Niederlassungen des deutschen Kapitals für Hungerlöhne schuften dürfen,
ein. Insofern müssen wir auch die Hilfeleistungen der Regierungen an die Ukraine kritisieren, die
letztlich zu einer langfristigen Abhängigkeit und Unterordnung dieses Landes dienen. Daher fordern
wir auch z. B. DIE LINKE und SPD im Bundestag dazu auf, gegen die Sanktionen und
Waffenprogramme (ob für die eigene Aufrüstung oder für „Hilfslieferungen“) zu stimmen. Alles
andere würde unwillkürlich einer Zustimmung zu den Kriegszielen des deutschen Imperialismus
gleichkommen.

Gleichwohl erkennen wir das Recht der Ukraine auf Selbstverteidigung an – und darauf, sich dafür
auch die nötigen Mittel zu beschaffen. Der legitime Widerstand gegen den russischen Imperialismus 
schließt allerdings nicht die Eroberung der Krim und der Donbasrepubliken ein.

Revolutionäre Marxist:innen sollten dafür eintreten, den Ukrainekrieg auf einer gerechten und
demokratischen Grundlage zu beenden. Dies müsste folgende Eckpunkte inkludieren: Russland raus
aus der Ukraine, Nein zum innerimperialistischen Kalten Krieg und Selbstbestimmung für die Krim
und die Donbasrepubliken. Dies muss verbunden werden mit der längerfristigen Perspektive einer



unabhängigen sozialistischen Ukraine, denn nichts anderes würde einen gerechten und dauerhaften
Frieden bringen.

Für die Niederlage der russischen Aggression! Russische Truppen raus aus der
Ukraine!

Für eine wirklich unabhängige Ukraine – auch frei von westlicher Ausbeutung und
politisch-militärischer Bevormundung!

Nein zur Intervention der NATO und des Westens! Nein zu einem imperialistischen
Frieden!

Für die Umwandlung des Krieges in den Kampf um soziale Befreiung in der Ukraine
und Russland unter Führung einer unabhängigen Arbeiter:innenbewegung!


